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von 1987 e.V. vom 26.5.2024 
  
Wider die Verdrängung des sozialen Elends von öffentlichen Orten, 
gegen das Alkoholverbot auf dem Hauptbahnhof und das Bettelverbot in 
Bahnhöfen und U-Bahnen! 
Solche Maßnahmen gehen immer auf Kosten der betroffenen Menschen 
und des Hauptbahnhofviertels St. Georg! 
  
Immer neue Maßnahmen werden ergriffen, um unliebsame Erscheinungen, 
soziales Elend und Armut von einigen öffentlichen Orten zu verbannen. Jetzt 
hat die Hochbahn die strikte Durchsetzung des Bettelverbots an den Bahnhöfen 
und in der U-Bahn angekündigt. Wir erinnern: In den vergangenen Jahren 
hatten schon der Abbau nahezu sämtlicher Parkbänke in der City und St. Georg 
sowie kürzlich das Verbot des "Gabenzaunes" und des Alkoholkonsums auf 
dem Hauptbahnhofgelände zu keiner Verbesserung der Lage geführt.  
  
Stattdessen wird nun also auch von der Hochbahn der Kurs verschärft, die 
Kehrseiten des Reichtums und gesellschaftlicher Verwerfungen zu kaschieren 
bzw. irgendwohin zu verlagern. Dabei hatte sich der Senat doch verpflichtet, 
die Überwindung der Obdach- und Wohnungslosigkeit bis zum Jahre 2030 zu 
erreichen. Doch statt erkennbarer Schritte in dieser Richtung werden die alten 
Verdrängungsmaßnahmen reaktiviert. 
  
Als St. Georger*innen können wir ganze Arien davon singen, was diese 
Strategie mit den Betroffenen und unserem Stadtteil macht. Denn hier erleben 
wir in der jüngsten Vergangenheit - parallel zu den Verdrängungsmaßnahmen 
am Hauptbahnhof - ein spürbares Anwachsen der Zahl der Obdachlosen und 
eine ebenso deutliche Zunahme ihrer Verelendung. Verdrängung löst keine 
Probleme sondern verlagert und verschärft sie nur!  
  
Seit seiner Gründung hat der Einwohner*innenverein St. Georg deshalb u.a. für 
Fixerräume und ein umfassendes Beratungsangebot im Stadtteil gekämpft. Und 
wir haben immer betont und appellieren auch weiterhin an den Senat und die 
Bahnverantwortlichen, den Hauptbahnhof nicht nur als Verkehrsfläche zu 
betrachten, sondern anzuerkennen, dass er, wie wohl nahezu alle Bahnhöfe der 
Welt, Aufenthaltsort und bisweilen sogar Lebensmittelpunkt für eine größere 
Anzahl an den Rand gedrängter Menschen in prekärer Lage ist. Wenn sie hier 
nicht mehr um eine kleine Spende bitten dürfen, nicht an den Bahnhöfen, nicht 
in den U-Bahnen, nicht in der City, wo bitteschön sollen sie sich ihren 
Lebensunterhalt sonst verdienen? 
  
Wir haben eine solche Entwicklung schon in den 1990er Jahren erlebt und 
immer wieder kritisiert: Die "Visitenkartenpolitik" des Senats, den 



Hauptbahnhof mit Razzien und Verboten clean und weiß zu machen, mag zur 
Entlastung des Hauptbahnhofs beigetragen haben, hat aber wie bei 
kommunizierenden Röhren gleichzeitig zu einer massiven Verschärfung der 
Dauerbelastungen in St. Georg geführt. Genauso läuft es in der Gegenwart. 
Obwohl der Gabenzaun am Rande des Hachmannplatzes niemand wirklich 
gestört hat, wurde er untersagt - und die Lebensmittelausgabe teilweise ins 
benachbarte Wohnviertel verlagert. Obwohl Alkoholkonsum und Betteln 
Passant*innen auf dem Weg zum Zug schlimmstenfalls für einen Moment 
verunsichert haben, sorgt das mit Polizei und Sicherheitskräften durchgesetzte 
Verbot nun für eine Verdrängung - nach St. Georg, und dort wiederum für 
Belastungen in der direkten Nachbarschaft rund um die Uhr.  
  
Wir rufen dazu auf, das Bettelverbot auf den Bahnhöfen und in den U-Bahnen 
nicht durchzusetzen. Und wünschen uns, dass das Alkverbot auf dem 
Hauptbahnhofgelände wieder aufgeboben und der Gabenzaun am 
Hachmannplatz weiter betrieben werden kann. 
  
St. Georg, den 26.5.2024 
 


